
260 B. Gesetzliche Bestimmungen

ZWEITER TEIL

Aufgaben und Befugnisse
§ 7

Aufgaben

(1) Die Deutsche Volkspolizei hat die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
jederzeit zuverlässig zu gewährleisten. Ihr obliegt es im Rahmen ihrer Zu­
ständigkeit:
a) Straftaten, Verfehlungen und Ordnungswidrigkeiten vorausschauend 

und zielgerichtet vorzubeugen, alle Straftaten aufzudecken, zu unter­
suchen und aufzuklären, Verfehlungen und Ordnungswidrigkeiten zu 
ahnden sowie die Ursachen und Bedingungen der Straftaten, Verfeh­
lungen und Ordnungswidrigkeiten aufdecken und beseitigen zu helfen.

(3) Die Deutsche Volkspolizei gewährt anderen Staatsorganen bei der 
Durchsetzung von gesetzlich begründeten Maßnahmen Unterstützung, 
wenn deren Mitarbeiter bedroht oder tätlich angegriffen werden oder ohne 
Gewährung von Schutz die Durchführung der angeordneten Maßnahmen 
nicht möglich ist.

(4) Die Deutsche Volkspolizei erfüllt darüber hinaus die ihr durch an­
dere gesetzliche Bestimmungen übertragenen Aufgaben.

§ 8
Wahrnehmung der Befugnisse

(1) Die Angehörigen der Deutschen Volkspolizei sind entsprechend den 
ihnen übertragenen Aufgaben verpflichtet, die in diesem Gesetz und in 
anderen gesetzlichen Bestimmungen festgelegten Befugnisse so wahrzu­
nehmen, daß gestaltend auf die öffentliche Ordnung und Sicherheit Ein­
fluß genommen, wirksam Gefahren vorgebeugt wird und Störungen be­
seitigt werden, die das Leben, die Gesundheit von Menschen, das sozia­
listische, persönliche oder private Eigentum bedrohen oder in anderer 
Weise die öffentliche Ordnung und Sicherheit beeinträchtigen.

(3) Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei kann 
Angehörige anderer Organe des Ministeriums des Innern zur Wahrneh­
mung der in diesem Gesetz geregelten Befugnisse ermächtigen.

§ 16
Durchsetzung von Maßnahmen der Deutschen Volkspolizei

(2) Wird der Deutschen Volkspolizei bei der Ausübung ihrer Befugnisse 
Widerstand entgegengesetzt oder werden von ihr angeordnete Maßnahmen, 
deren Durchführung unerläßlich ist, behindert oder nicht befolgt, ist die 
körperliche Einwirkung zulässig, wenn andere Mittel nicht ausreichen, um 
ernste Auswirkungen für die öffentliche Ordnung und Sicherheit zu ver­
hindern. Die Anwendung von Hilfsmitteln ist nur gestattet zur Abwehr
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